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N ahezu von Beginn meiner Kammertätigkeit, und dieser 
liegt schon fast ein viertel Jahrhundert in der Vergangen-

heit, werde ich mit Vorwürfen wie „Was habt ihr in der Kammer 
wieder für Vorschriften ausgeheckt?“ oder „Wem ist denn das 
eingefallen?“ konfrontiert. Bedingt durch meine jetzige Funk-
tion, aber auch durch die weiter ausufernde Regulierungswut 
der Gesetzgebung wurden diese Vorwürfe, die mich per mail, 
telefonisch, aber vor allem persönlich bei jeder möglichen und 
unmöglichen Gelegenheit erreichen, immer mehr. Zuletzt wur-
de ich sogar in der Schlange an einer Supermarktkasse darauf 
angesprochen.
Ich möchte hier nun den Versuch wagen, die Rolle der Ärzte-
kammer in der Gesetzgebung darzulegen, obwohl mir bewusst 
ist, dass dieses komplexe Thema heute nur gestreift werden 
kann. 
Gerade bei neueren Gesetzen oder Verordnungen hört man 
immer wieder, dies sei ja mit der zuständigen Ärztekammer 
besprochen worden, die Ärztekammer war ja eingebunden. 
Meistens stimmt das sogar, aber: Die Rolle der Ärztekammer 
für Niederösterreich im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
beschränkt sich auf die Abgabe von Stellungnahmen im Rah-
men des so genannten Begutachtungsverfahrens.

Beim Begutachtungsverfahren handelt es sich um eine übliche, 
aber nicht verbindliche Einbeziehung u.a. der Interessensvertre-
tungen in den Gesetzwerdungsprozess durch Einräumung eines 
Stellungnahmerechts zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen. 
Die Stellungnahmen werden zwar auf der Parlamentshomepage 
veröffentlicht, aber es existiert keine Verpflichtung, diese Stel-
lungnahmen im Rahmen der parlamentarischen Beratungen zu 
berücksichtigen.
Es gab oft massiv ablehnende Stellungnahmen zu diversen 
Gesetzen, die vom Gesetzgeber zwar zur Kenntnis genommen, 
aber sonst ignoriert wurden. Dies gilt natürlich auch für die Ein-
wände, die die Österreichische Ärztekammer vorbringt. 
Es stimmt also tatsächlich, dass die Ärztekammer gefragt wurde, 
nur zugehört hat ihr halt niemand. 
Ähnlich verhält es sich auch mit diversen Vorschriften, Ver-
ordnungen und Erlässe, die die Ärztekammern zu exekutieren 
haben.

Die Ärztekammer ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts bezeichnet man in 
Österreichs eine Form der juristischen Person öffentlichen 
Rechts, unter anderem nicht-territoriale Selbstverwaltungskör-
perschaften oder Personalkörperschaften wie die gesetzlichen 

Berufsvertretungen, denen vom Gesetzgeber diverse Pflichten 
bis hin zum Disziplinarrecht übertragen wurden. 
Allerdings darf man sich nicht vorstellen, dass in der Umset-
zung oder Ausübung dieser Aufgaben ein großer Verhandlungs-
spielraum besteht. Praktisch immer ist der Rahmen streng vor-
gegeben, nur Details (in denen auch der Teufel stecken kann), 
können überhaupt frei gestaltet werden. Oft bleibt übertrieben 
gesagt, nur die Wahl zwischen drei Monaten und 90 Tagen oder 
Ähnlichem. 

Nicht taxativ möchte ich zum Beispiel die neue Fortbildungs-
verordnung oder die Hygieneverordnung erwähnen, die beide 
gerade in letzter Zeit für viel Unmut gesorgt und die Mitglieder-
freundlichkeit der Zwangskammer hinterfragt haben. Bei beiden 
Verordnungen wurde ein extrem enger Rahmen vorgegeben und 
die Ärztekammer beauftragt, diesen umzusetzen. Bei der Fortbil-
dungsverordnung wurde versucht, einen möglichst praktikablen 
lebbaren Weg zu finden, der die Ärzteschaft nicht über Gebühr 
belastet. Die Rahmenbedingungen (Punkte pro Jahr, Nachweis 
der Punkte, Überprüfung bis hin zu den Sanktionen wie Diszip-
linarstrafen bis hin zum Berufsverbot) wurden vom Gesetzgeber 
vorgegeben. Zusätzlich wurde die Ärztekammer verpflichtet, die 
Fortbildung der Kollegenschaft zu überprüfen und das Ergebnis 
zu melden. Der Spielraum für uns war also äußerst gering, der 
Unmut „draußen“ umso größer.
Ähnlich verhält es sich mit vielen anderen Aufgaben, die die 
Ärztekammer für den Gesetzgeber übernimmt, ja übernehmen 
muss. Eine auch nur teilweise Aufzählung der Aufgaben würde 
den Umfang nicht nur dieses Artikels, sondern auch dieses Hef-
tes sprengen.

Bedenken Sie also bitte das nächste Mal, wenn Sie Unangeneh-
mes oder Belastendes von uns hören, dass wir einfach die Vorga-
ben der Politik und der Verwaltung umsetzen (müssen).
In grauen Vorzeiten war es üblich, den Überbringer von schlech-
ten Nachrichten hinzurichten, konnte man ja des Verursachers 
selten habhaft werden. Diese Zeiten sollten (auch wenn es heute 
nur mehr symbolisch gemeint ist) vorbei sein. Möge dieser kleine 
Essay, entstanden im heißen Sommer, etwas zur Abkühlung und 
zu mehr Verständnis für die zugegebenermaßen oft belastenden 
und vielleicht noch öfters auf den ersten Blick nicht nachvoll-
ziehbaren Entscheidungen beitragen.
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